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133. Kundmachung: Aufhebung von Bestimmungen des Einkommensteuergesetzes 1953 durch den
Verfassungsgerichtshof

1 3 4 . Kundmachung: Aufhebung von Bestimmungen des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes
durch den Verfassungsgerichtshof

1 3 5 . Notenwechsel: Abschluß eines Abkommens zwischen der Bundesregierung der Republik
Österreich und der Regierung des Königreiches Thailand über die Rechts-
stellung österreichischer Experten in Thailand

1 3 6 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Bundesrepublik Deutschland über den
Luftverkehr

1 3 3 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 13. Juli 1966 über die Aufhebung des
ersten Satzes im § 10 Abs. 1 Z. 5 des Ein-
kommensteuergesetzes 1953 durch den Ver-

fassungsgerichtshof

Gemäß Artikel 140 Abs. 3 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und
gemäß den Bestimmungen der §§ 64 und 65 des
Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953, BGBl.
Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 30. Juni 1966, G 31/65, den ersten
Satz im § 10 Abs. 1 Z. 5 des Einkommensteuer-
gesetzes 1953, BGBl. Nr. 1/1954, in der Fassung
des Artikels I Z. 8 der Einkommensteuernovelle
1957, BGBl. Nr. 283, als verfassungswidrig auf-
gehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
31. Dezember 1966 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Klaus

134. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 13. Juli 1966 über die Aufhebung einiger
Worte im § 5 Abs. 1 Z. 1 und im § 8 Abs. 1
Z. 2 des Allgemeinen Sozialversicherungs-
gesetzes durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Artikel 140 Abs. 3 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und
gemäß den Bestimmungen der §§ 64 und 65 des
Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953, BGBl.
Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 30. Juni 1966, G 10/66, das Wort
„Kinder" im § 5 Abs. 1 Z. 1 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 189/1955,
und die Worte „Eltern" und „Kinder" im ersten
Teil des § 8 Abs. 1 Z. 2 des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes („2. in der Unfall- und
Pensionsversicherung die im Betrieb der Eltern,
Großeltern, Wahl- oder Stiefeltern als Dienst-
nehmer oder Lehrlinge beschäftigten Kinder,
Enkel, Wahl- oder Stiefkinder, ferner") als ver-
fassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
31. Mai 1967 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Klaus

135 . Notenwechsel über den Abschluß eines Abkommens zwischen der Bundesregierung
der Republik Österreich und der Regierung des Königreiches Thailand über die Rechts-

stellung österreichischer Experten in Thailand

(Übersetzung)

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
Zl. 1182-A/66

Bangkok, 25. April 1966
Exzellenz!

Ich beehre mich, auf ein von den zuständigen
thailändischen Behörden vor kurzem gestelltes
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Ersuchen um die Beistellung österreichischer Ex-
perten und die in diesem Zusammenhang zwischen
den erwähnten Behörden und der Österreichischen
Botschaft geführten Besprechungen über die den
österreichischen Experten zu gewährenden Vor-
rechte Bezug zu nehmen.

Um die entsprechenden Vorkehrungen für die
Entsendung österreichischer Experten nach Thai-
land im Rahmen der bilateralen technischen Zu-
sammenarbeit zwischen unseren beiden Ländern
zu treffen, beehre ich mich, folgendes vorzu-
schlagen:

1. Die österreichischen Experten werden von
der Zahlung thailändischer Einkommen-
steuern und jeglicher anderer thailändischer
Steuern von dem Einkommen, welches sie
auf Grund ihrer Tätigkeit im Rahmen eines
zwischen unseren beiden Regierungen ver-
einbarten Vorhabens der bilateralen tech-
nischen Zusammenarbeit beziehen, befreit.

2. Die österreichischen Experten erhalten Zoll-
freiheit für persönliche Effekten und Haus-
haltsgegenstände sowie für ein Auto oder
Motorrad je Person, soweit deren Einfuhr
innerhalb von 6 (sechs) Monaten nach ihrer
Ankunft in Thailand erfolgt.

3. Während der Dauer ihrer Mission dürfen
die für die Durchführung der übertragenen
Aufgaben in Thailand notwendigen Berufs-
behelfe zoll- und abgabenfrei eingeführt
werden.

4. Es gilt als vereinbart, daß alle Gegenstände,
die gemäß Punkt 2 zollfrei eingeführt wurden,
nach Beendigung der Mission der Experten in
Thailand wieder ausgeführt werden müssen;
Gegenstände, die gemäß Punkt 3 eingeführt
wurden, sind nach Durchführung des Pro-
jektes in Thailand wieder auszuführen. Für
diese Gegenstände werden keine Ausfuhr-
abgaben eingehoben. Die Übertragung des
Verfügungsrechtes über die genannten Ge-
genstände an eine oder mehrere Personen,
die nicht ähnliche Abgabenfreiheit genießen,
unterliegt der vorhergehenden Zahlung der
Zoll- und Steuerabgaben auf diese Gegen-
stände.

5. Den österreichischen Experten und ihren
Familienangehörigen wird der vorüber-
gehende Wohnsitz in Thailand ohne Zahlung
von Einwanderungsgebühren zugestanden.
Sie werden nicht verhalten, um Fremden-
registrierung anzusuchen. Die Einreisesicht-
vermerke werden von der thailändischen
diplomatischen oder konsularischen Ver-
tretungsbehörde in dem Lande, von dem aus
sie nach Thailand reisen, gebührenfrei aus-
gestellt und von den zuständigen Behörden
in Thailand für die Dauer ihrer Mission
gebührenfrei verlängert.
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6. Es gilt als vereinbart, daß die thailändischen
Behörden bei der Anwendung der oben ge-
nannten Bestimmungen die österreichischen
Experten gewährten Vorrechte in keiner
Hinsicht enger auslegen, als es der allge-
meinen Praxis dieser Behörden gegenüber
Experten jeglicher anderen Staatsangehörig-
keit entspricht.

Für den Fall der Zustimmung der Regierung
des Königreiches Thailand zu diesen Bestimmun-
gen beehre ich mich vorzuschlagen, daß diese
Note und die Antwortnote Eurer Exzellenz ein
Abkommen zwischen der Bundesregierung der
Republik Österreich und der Regierung des
Königreiches Thailand darstellen, das mit dem
Datum der Antwortnote Eurer Exzellenz in
Kraft tritt. Das Abkommen kann durch schrift-
liche Mitteilung einer der beiden Vertragsparteien
an die andere Vertragspartei mit sechsmonatiger
Frist gekündigt werden.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck
meiner vorzüglichsten Hochachtung.

Dr. Rudolf Baumann m. p.
Botschafter

Seiner Exzellenz
Herrn Thanat Khoman
Minister für Auswärtige Angelegenheiten
B a n g k o k

MINISTERIUM FÜR AUSWÄRTIGE
ANGELEGENHEITEN
SARANROM PALACE
Zl. 0502/13794

25. April 1966

Exzellenz!

Ich beehre mich, auf die Note Eurer Exzellenz
Zl. 1182-A/66 vom 25. April 1966 Bezug zu
nehmen, die wie folgt lautet:

„Ich beehre mich, auf ein von den zuständigen
thailändischen Behörden vor kurzem gestelltes
Ersuchen um die Beistellung österreichischer Ex-
perten und die in diesem Zusammenhang zwischen
den erwähnten Behörden und der Österreichischen
Botschaft geführten Besprechungen über die den
österreichischen Experten zu gewährenden Vor-
rechte Bezug zu nehmen.

Um die entsprechenden Vorkehrungen für die
Entsendung österreichischer Experten nach Thai-
land im Rahmen der bilateralen technischen Zu-
sammenarbeit zwischen unseren beiden Ländern
zu treffen, beehre ich mich, folgendes vorzu-
schlagen:
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1. Die österreichischen Experten werden von
der Zahlung thailändischer Einkommen-
steuern und jeglicher anderer thailändischer
Steuern von dem Einkommen, welches sie
auf Grund ihrer Tätigkeit im Rahmen eines
zwischen unseren beiden Regierungen ver-
einbarten Vorhabens der bilateralen tech-
nischen Zusammenarbeit beziehen, befreit.

2. Die österreichischen Experten erhalten Zoll-
freiheit für persönliche Effekten und Haus-
haltsgegenstände sowie für ein Auto oder
Motorrad je Person, soweit deren Einfuhr
innerhalb von 6 (sechs) Monaten nach ihrer
Ankunft in Thailand erfolgt.

3. Während der Dauer ihrer Mission dürfen
die für die Durchführung der übertragenen
Aufgaben in Thailand notwendigen Berufs-
behelfe zoll- und abgabenfrei eingeführt
werden.

4. Es gilt als vereinbart, daß alle Gegenstände,
die gemäß Punkt 2 zollfrei eingeführt wurden,
nach Beendigung der Mission der Experten in
Thailand wieder ausgeführt werden müssen;
Gegenstände, die gemäß Punkt 3 eingeführt
wurden, sind nach Durchführung des Pro-
jektes in Thailand wieder auszuführen. Für
diese Gegenstände werden keine Ausfuhr-
abgaben eingehoben. Die Übertragung des
Verfügungsrechtes über die genannten Ge-
genstände an eine oder mehrere Personen,
die nicht ähnliche Abgabenfreiheit genießen,
unterliegt der vorhergehenden Zahlung der
Zoll- und Steuerabgaben auf diese Gegen-
stände.

5. Den österreichischen Experten und ihren
Familienangehörigen wird der vorüber-
gehende Wohnsitz in Thailand ohne Zahlung
von Einwanderungsgebühren zugestanden.
Sie werden nicht verhalten, um Fremden-
registrierung anzusuchen. Die Einreisesicht-
vermerke werden von der thailändischen
diplomatischen oder konsularischen Ver-
tretungsbehörde in dem Lande, von dem aus
sie nach Thailand reisen, gebührenfrei aus-
gestellt und von den zuständigen Behörden
in Thailand für die Dauer ihrer Mission
gebührenfrei verlängert.

6. Es gilt als vereinbart, daß die thailändischen
Behörden bei der Anwendung der oben ge-
nannten Bestimmungen die österreichischen
Experten gewährten Vorrechte in keiner
Hinsicht enger auslegen, als es der allge-
meinen Praxis dieser Behörden gegenüber
Experten jeglicher anderen Staatsangehörig-
keit entspricht.

Für den Fall der Zustimmung der Regierung
des Königreiches Thailand zu diesen Bestimmun-
gen beehre ich mich vorzuschlagen, daß diese
Note und die Antwortnote Eurer Exzellenz ein
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Abkommen zwischen der Bundesregierung der
Republik Österreich und der Regierung des
Königreiches Thailand darstellen, das mit dem
Datum der Antwortnote Eurer Exzellenz in
Kraft tritt. Das Abkommen kann durch schrift-
liche Mitteilung einer der beiden Vertragsparteien
an die andere Vertragspartei mit sechsmonatiger
Frist gekündigt werden."

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz in Beant-
wortung der Note mitzuteilen, daß die vor-
stehenden Bestimmungen der Regierung Seiner
Majestät genehm sind, und Ihren Vorschlag an-
zunehmen, daß Ihre Note und diese Antwortnote
ein zwischen unseren beiden Regierungen ge-
schlossenes Abkommen über diesen Gegenstand
darstellen, das mit dem heutigen Tage in Kraft
tritt.

Ich benütze diese Gelegenheit, Eurer Exzellenz
die Versicherung meiner vorzüglichsten Hoch-
achtung zu erneuern.

Th. Khoman m. p.
Minister für Auswärtige Angelegenheiten

Seiner Exzellenz
Dr. Rudolf St. B a u m a n n
Außerordentlicher und bevollmächtigter Botschafter
der Republik Österreich
Bangkok

Das in dem vorliegenden Notenwechsel enthaltene Abkommen ist am 25. April 1966 in Kraft
getreten.

Klaus

1 3 6 .

Der gemäß Artikel 64 des Bundes-Verfassungsgesetzes die Funktionen des Bundespräsidenten
ausübende Bundeskanzler erklärt das am 15. März 1965 in Wien unterzeichnete Abkommen
zwischen der Republik Österreich und der Bundesrepublik Deutschland über den Luftverkehr,
welches also lautet:

Abkommen zwischen der Republik Öster-
reich und der Bundesrepublik Deutschland

über den Luftverkehr

Die Republik Österreich
und

die Bundesrepublik Deutschland

in dem Wunsche, den Luftverkehr zwischen ihren
Hoheitsgebieten und darüber hinaus zu regeln
haben folgendes vereinbart:

Artikel 1

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeuten, so-
weit sich aus dessen Wortlaut nichts anderes er-
gibt,

a) „Luftfahrtbehörde": in bezug auf die Re-
publik Österreich das Bundesministerium

für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft; in
bezug auf die Bundesrepublik Deutschland
der Bundesminister für Verkehr; oder in
beiden Fällen jede andere Behörde, die zur
Ausübung der diesen Behörden obliegenden
Aufgaben ermächtigt ist;

b) „bezeichnetes (namhaft gemachtes) Unter-
nehmen": ein Luftverkehrsunternehmen,
das eine Vertragspartei der anderen Ver-
tragspartei nach Artikel 3 schriftlich als ein
Unternehmen bezeichnet hat, das auf den
nach Artikel 2 Abs. 2 festgelegten Linien
internationalen Fluglinienverkehr betrei-
ben soll.

(2) Die Begriffe „Hoheitsgebiet", „Fluglinien-
verkehr", „internationaler Fluglinienverkehr"
und „Landung zu nicht gewerblichen Zwecken"
haben für die Anwendung dieses Abkommens
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die in den Artikeln 2 und 96 des Abkommens
vom 7. Dezember 1944 über die Internationale
Zivilluftfahrt in der jeweils letztgültigen Fassung
festgelegte Bedeutung.

Artikel 2

(1) Jede Vertragspartei gewährt der anderen
Vertragspartei zum Zweck des Betriebes des
internationalen Fluglinienverkehrs durch die be-
zeichneten Unternehmen auf den nach Absatz 2
festgelegten Linien
das Recht, ihr Hoheitsgebiet ohne Landung zu
überfliegen,
das Recht, in ihrem Hoheitsgebiet zu nicht-
gewerblichen Zwecken zu landen und
das Recht, in ihrem Hoheitsgebiet an den Punk-
ten, die in den nach Absatz 2 festgelegten Linien
aufgeführt sind, zu landen, um Fluggäste, Post
und/oder Fracht gewerblich aufzunehmen und
abzusetzen.

(2) Die Linien, auf welchen die bezeichneten
Unternehmen der beiden Vertragsparteien be-
rechtigt sind, internationalen Fluglinienverkehr
zu betreiben, werden von den zuständigen Be-
hörden in einem Fluglinienplan festgelegt, der
durch Notenwechsel zu vereinbaren ist.

Artikel 3

(1) Der Betrieb des internationalen Fluglinien-
verkehrs auf den nach Artikel 2 Abs. 2 festgeleg-
ten Linien kann jederzeit aufgenommen werden,
wenn

a) die Vertragspartei, der die in Artikel 2
Abs. 1 genannten Rechte gewährt sind, ein
oder mehrere Unternehmen schriftlich be-
zeichnet hat, und

b) die Vertragspartei, die diese Rechte ge-
währt, dem oder den bezeichneten Unter-
nehmen die für den Beginn des Betriebes
erforderlichen Bewilligungen (Genehmi-
gungen) erteilt hat.

(2) Die Vertragspartei, die diese Rechte ge-
währt, wird vorbehaltlich der Absätze 3 und 4
und vorbehaltlich des Artikels 10 die Bewilli-
gungen zum Betrieb des internationalen Flug-
linienverkehrs unverzüglich erteilen.

(3) Jede Vertragspartei kann von einem be-
zeichneten Unternehmen der anderen Vertrags-
partei den Nachweis verlangen, daß es in der
Lage ist, den Erfordernissen zu entsprechen, die
durch die Gesetze und sonstige Vorschriften der
erstgenannten Vertragspartei für die Durchfüh-
rung des internationalen Luftverkehrs vorge-
schrieben sind.

(4) Jede Vertragspartei kann einem bezeichne-
ten Unternehmen der anderen Vertragspartei die
Ausübung der in Artikel 2 gewährten Rechte

verweigern, wenn das Unternehmen nicht in der
Lage ist, auf Verlangen den Nachweis zu erbrin-
gen, daß ein wesentlicher Teil des Eigentums an
dem Unternehmen und seine tatsächliche Kon-
trolle Staatsangehörigen oder Körperschaften der
anderen Vertragspartei oder dieser selbst zu-
stehen.

Artikel 4

(1) Jede Vertragspartei kann die nach Artikel 3
Absatz 2 erteilten Bewilligungen widerrufen oder
durch Auflagen einschränken, wenn ein be-
zeichnetes Unternehmen die Gesetze und son-
stigen Vorschriften der die Rechte gewährenden
Vertragspartei oder die Bestimmungen dieses
Abkommens nicht befolgt oder die daraus sich
ergebenden Verpflichtungen nicht erfüllt. Das
gleiche gilt, wenn der Nachweis nach Artikel 3
Abs. 4 nicht erbracht wird. Von diesem Recht
wird jede Vertragspartei nur nach einer Konsul-
tation nach Artikel 13 Gebrauch machen, es sei
denn, daß zur Vermeidung weiterer Verstöße
gegen Gesetze oder sonstige Vorschriften eine
sofortige Einstellung des Betriebes oder sofortige
Auflagen erforderlich sind.

(2) Jede Vertragspartei hat das Recht, durch
schriftliche Mitteilung an die andere Vertrags-
partei ein von ihr bezeichnetes Unternehmen
durch ein anderes unter den Voraussetzungen des
Artikels 3 zu ersetzen. Das neu bezeichnete
Unternehmen genießt die gleichen Rechte und
unterliegt den gleichen Verpflichtungen wie das
Unternehmen, an dessen Stelle es getreten ist.

Artikel 5

Die Gebühren, die im Hoheitsgebiet einer Ver-
tragspartei für die Benutzung der Flughäfen und
anderer Luftfahrteinrichtungen durch die Luft-
fahrzeuge eines bezeichneten Unternehmens der
anderen Vertragspartei erhoben werden, dürfen
nicht höher sein als die Gebühren, die für Luft-
fahrzeuge eines inländischen Unternehmens in
ähnlichem internationalen Fluglinienverkehr er-
hoben werden.

Artikel 6

(1) Die von einem bezeichneten Unternehmen
der einen Vertragspartei verwendeten Luftfahr-
zeuge, die in das Hoheitsgebiet der anderen Ver-
tragspartei einfliegen und aus ihm wieder aus-
fliegen oder es durchfliegen, einschließlich der an
Bord befindlichen Treibstoffe, Schmieröle, Er-
satzteile, üblichen Ausrüstungsgegenstände und
Bordvorräte, bleiben frei von Zöllen und sonsti-
gen bei der Einfuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr
von Waren erhobenen Abgaben. Das gilt auch,
soweit die an Bord der genannten Luftfahrzeuge
befindlichen Waren auf dem Flug über dem
Hoheitsgebiet der letztgenannten Vertragspartei
verbraucht werden.
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(2) Treibstoffe, Schmieröle, Bordvorräte, Ersatz-
teile und übliche Ausrüstungsgegenstände, die in
das Hoheitsgebiet der einen Vertragspartei vor-
übergehend eingeführt werden, um dort un-
mittelbar oder nach Lagerung in die Luftfahr-
zeuge eines bezeichneten Unternehmens der
anderen Vertragspartei eingebaut oder sonst an
Bord genommen zu werden oder aus dem
Hoheitsgebiet der erstgenannten Vertragspartei
auf andere Weise wieder ausgeführt zu werden,
bleiben frei von den in Absatz 1 genannten
Zöllen und sonstigen Abgaben.

(3) Treibstoffe und Schmieröle, die im Hoheits-
gebiet der einen Vertragspartei an Bord der Luft-
fahrzeuge eines bezeichneten Unternehmens der
anderen Vertragspartei genommen und im inter-
nationalen Fluglinienverkehr verwendet werden,
bleiben frei von den in Absatz 1 genannten
Zöllen und sonstigen Abgaben und von etwaigen
besonderen Verbrauchsabgaben.

(4) Jede Vertragspartei kann die in den Ab-
sätzen 1 bis 3 genannten Waren unter Zollüber-
wachung halten.

(5) Soweit für die in den Absätzen 1 bis 3
genannten Waren Zölle und sonstige Abgaben
nicht erhoben werden, unterliegen diese Waren
nicht den sonst für sie geltenden wirtschaftlichen
Ein-, Aus- und Durchfuhrverboten und -be-
schränkungen.

Artikel 7

(1) Den bezeichneten Unternehmen jeder Ver-
tragspartei ist in billiger und gleicher Weise
Gelegenheit zu geben, den Fluglinienverkehr auf
jeder nach Artikel 2 Abs. 2 festgelegten Linie zu
betreiben.

(2) Bei dem Betrieb des internationalen Flug-
linienverkehrs auf den nach Artikel 2 Abs. 2
festgelegten Linien hat ein bezeichnetes Unter-
nehmen einer Vertragspartei auf die Interessen
eines bezeichneten Unternehmens der anderen
Vertragspartei Rücksicht zu nehmen, damit der
ganz oder teilweise auf den gleichen Linien von
diesem Unternehmen betriebene Fluglinienver-
kehr nicht ungebührlich beeinträchtigt wird.

(3) Der internationale Fluglinienverkehr auf
den nach Artikel 2 Abs. 2 festgelegten Linien soll
vor allem dazu dienen, ein Beförderungsangebot
bereitzustellen, das der voraussehbaren Verkehrs-
nachfrage nach und von Punkten im Hoheits-
gebiet der Vertragspartei entspricht, die das
Unternehmen bezeichnet hat. Das Recht dieses
Unternehmens, Beförderungen zwischen den im
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei ge-
legenen Punkten einer nach Artikel 2 Abs. 2
festgelegten Linie und Punkten in dritten Staaten
auszuführen, ist im Interesse einer geordneten
Entwicklung des internationalen Luftverkehrs so
auszuüben, daß das Beförderungsangebot ange-
paßt ist

a) an die Nachfrage nach Verkehrsmöglich-
keiten von und nach dem Hoheitsgebiet der
Vertragspartei, die das Unternehmen be-
zeichnet hat,

b) an die in den durchflogenen Gebieten be-
stehende Verkehrsnachfrage unter Berück-
sichtigung des örtlichen und regionalen
Fluglinienverkehrs,

c) an die Erfordernisse eines wirtschaftlichen
Betriebes der Fluglinien des Durchgangs-
verkehrs.

(4) Die jeweils bereitzustellende Frequenz des
zu betreibenden Verkehrs wird zwischen den be-
zeichneten Unternehmen nach den Grundsätzen
der vorstehenden Absätze 1 bis 3 vereinbart.
Diese Vereinbarung bedarf der Bewilligung der
Luftfahrtbehörden der beiden Vertragsparteien.

(5) Können die bezeichneten Unternehmen der
Vertragsparteien sich über eine Angelegenheit,
für die nach diesem Artikel eine Einigung erfor-
derlich ist, nicht einigen, so werden die Luft-
fahrtbehörden der beiden Vertragsparteien sich
bemühen, eine zufriedenstellende Regelung zu
erreichen.

(G) Bis zu einer Vereinbarung nach Absatz 4
oder einer Regelung nach Absatz 5 gelten die
bestehenden Frequenzermächtigungen weiter.

Artikel 8

Die bezeichneten Unternehmen teilen den
Luftfahrtbehörden beider Vertragsparteien spä-
testens dreißig Tage vor Aufnahme des Flug-
linienverkehrs auf den nach Artikel 2 Abs. 2
festgelegten Linien die Art der Dienste, die vor-
gesehener« Flugzeugmuster und die Flugpläne
zur Bewilligung mit. Entsprechendes gilt für
spätere Änderungen.

Artikel 9

Die Luftfahrtbehörde der einen Vertragspartei
wird der Luftfahrtbehörde der anderen Ver-
tragspartei auf deren Ersuchen alle regelmäßigen
oder sonstigen statistischen Unterlagen der be-
zeichneten Unternehmen übermitteln, die bil-
ligerweise angefordert werden können, um das
auf den nach Artikel 2 Abs. 2 festgelegten Linien
von einem bezeichneten Unternehmen der erst-
genannten Vertragspartei bereitgestellte Beför-
derungsangebot zu überprüfen. Diese Unterlagen
haben alle Angaben zu enthalten, die zur Fest-
stellung des Umfangs sowie der Herkunft und
Bestimmung des Verkehrs erforderlich sind.

Artikel 10

(1) Die Tarife, die auf den nach Artikel 2
Abs. 2 festgelegten Linien für Fluggäste und
Fracht anzuwenden sind, werden unter Berück-
sichtigung aller Umstände, wie der Kosten des
Betriebes, eines angemessenen Gewinns, der be-
sonderen Gegebenheiten der verschiedenen Linien
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und der von anderen Unternehmen, welche die
gleiche Linie ganz oder teilweise betreiben, an-
gewendeten Tarife festgesetzt. Bei der Fest-
setzung soll nach den Bestimmungen der folgen-
den Absätze verfahren werden.

(2) Die Tarife werden, wenn möglich, für jede
Linie zwischen den beteiligten bezeichneten
Unternehmen vereinbart. Hierbei sollen sich die
bezeichneten Unternehmen nach den Beschlüssen
richten, die auf Grund des Tariffestsetzungsver-
fahrens des Internationalen Luftverkehrsver-
bandes (IATA) angewendet werden können,
oder die bezeichneten Unternehmen sollen nach
einer Beratung mit den Luftverkehrsunter-
nehmen dritter Staaten, welche die gleiche Linie
ganz oder teilweise betreiben, die Tarife wenn
möglich unmittelbar miteinander vereinbaren.

(3) Die auf diese Weise vereinbarten Tarife
werden den Luftfahrtbehörden beider Vertrags-
parteien spätestens dreißig Tage vor dem in Aus-
sicht genommenen Inkrafttreten zur Bewilligung
vorgelegt. Dieser Zeitraum kann in besonderen
Fällen verkürzt werden, wenn die Luftfahrt-
behörden damit einverstanden sind.

(4) Kommt zwischen den bezeichneten Unter-
nehmen eine Vereinbarung nach Absatz 2 nicht
zustande oder erklärt sich eine Vertragspartei
mit den ihr nach Absatz 3 zur Bewilligung vor-
gelegten Tarifen nicht einverstanden, so sollen
die Luftfahrtbehörden der beiden Vertragspar-
teien versuchen, eine zufriedenstellende Regelung
zu erreichen.

(5) Wird zwischen den Luftfahrtbehörden der
beiden Vertragsparteien ein Einvernehmen nach
Absatz 4 nicht erzielt, so findet Artikel 14 An-
wendung. Solange der Schiedsspruch nicht er-
gangen ist, hat die Vertragspartei, die sich mit
einem Tarif nicht einverstanden erklärt hat, das
Recht, von der anderen Vertragspartei die Auf-
rechterhaltung des vorher in Kraft befindlichen
Tarifs zu verlangen.

Artikel 11

Trit t ein von beiden Vertragsparteien an-
genommenes allgemeines mehrseitiges Luftver-
kehrsübereinkommen in Kraft, so gehen dessen
Bestimmungen vor Erörterungen über die Fest-
stellung, inwieweit ein mehrseitiges Überein-
kommen dieses Abkommen aufhebt, ersetzt,
ändert oder ergänzt, finden nach Artikel 13
statt.

Artikel 12

Zwischen den Luftfahrtbehörden der Ver-
tragsparteien findet nach Bedarf ein Meinungs-
austausch statt, um eine enge Zusammenarbeit
und eine Verständigung in allen die Anwendung
und Auslegung dieses Abkommens berührenden
Angelegenheiten herbeizuführen.

Artikel 13

Zur Erörterung von Änderungen dieses Ab-
kommens oder des Fluglinienplans kann eine
Vertragspartei jederzeit eine Konsultation bean-
tragen. Das gleiche gilt für die Erörterung der
Auslegung und Anwendung des Abkommens,
wenn nach Ansicht einer Vertragspartei ein Mei-
nungsaustausch nach Artikel 12 ohne Erfolg ge-
blieben ist. Die Konsultation beginnt binnen
sechzig Tagen nach Eingang des Antrags.

Artikel 14

(1) Soweit eine Meinungsverschiedenheit über
die Auslegung oder die Anwendung dieses Ab-
kommens nicht nach Artikel 13 beigelegt werden
kann, ist sie auf Verlangen einer der beiden Ver-
tragsparteien einem Schiedsgericht zu unter-
breiten.

(2) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall
gebildet, indem jede Vertragspartei ein Mitglied
bestellt und beide Mitglieder sich auf den Ange-
hörigen eines dritten Staates als Obmann einigen,
der von den Regierungen der beiden Vertrags-
parteien zu bestellen ist. Die Mitglieder sind
innerhalb von sechzig Tagen, der Obmann
innerhalb von neunzig Tagen zu bestellen, nach-
dem die eine Vertragspartei der anderen mit-
geteilt hat, daß sie die Meinungsverschiedenheit
einem Schiedsgericht unterbreiten will.

(3) Werden die in Absatz 2 genannten Fristen
nicht eingehalten, so kann in Ermangelung einer
anderen Vereinbarung jede Vertragspartei den
Präsidenten des Rates der Internationalen Zivil-
luftfahrt-Organisation (ICAO) bitten, die er-
forderlichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt
der Präsident die Staatsangehörigkeit einer der
beiden Vertragsparteien oder ist er aus einem
anderen Grund verhindert, so soll der Vize-
präsident, der ihn vertritt , die Ernennung vor-
nehmen.

(4) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmen-
mehrheit. Seine Entscheidungen sind für beide
Vertragsparteien bindend. Jede Vertragspartei
trägt die Kosten ihres Mitglieds sowie ihrer Ver-
tretung in dem Verfahren vor dem Schiedsge-
richt; die Kosten des Obmanns sowie die son-
stigen Kosten werden von den beiden Vertrags-
parteien zu gleichen Teilen getragen. Im übrigen
regelt das Schiedsgericht sein Verfahren selbst.

Artikel 15

Dieses Abkommen, alle seine Änderungen und
jeder Notenwechsel nach Artikel 2 Abs. 2 werden
der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation
(ICAO) zur Registrierung mitgeteilt.

Artikel 16

Dieses Abkommen tr i t t an die Stelle aller bis-
herigen Abkommen zwischen den Vertragspar-
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teien auf dem Gebiet des internationalen Flug-
linienverkehrs.

Artikel 17

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation.
Die Ratifikationsurkunden sollen sobald wie
möglich in Bonn ausgetauscht werden.

(2) Das Abkommen tri t t dreißig Tage nach
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft.

(3) Jede Vertragspartei kann dieses Abkommen
jederzeit schriftlich kündigen. Das Abkommen

tritt ein Jahr nach Eingang der Kündigung bei
der anderen Vertragspartei außer Kraft.

Geschehen zu Wien, am 15. März 1965 in
zwei Urschriften.

Für die Republik Österreich:

Kreisky m. p.

Für die Bundesrepublik Deutschland:

Löns m. p.

für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung der
in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde von dem gemäß Artikel 64 des
Bundes-Verfassungsgesetzes die Funktionen des Bundespräsidenten ausübenden Bundeskanzler unter-
zeichnet, vom Vizekanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Handel
und Wiederaufbau, vom Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft und vom Bundes-
minister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik
Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 21. Mai 1965.

Der gemäß Artikel 64 des Bundes-Verfassungsgesetzes die Funktionen des Bundespräsidenten ausübende
Bundeskanzler :

Klaus

Der Vizekanzler:

Pittermann

Der Bundesminister für Finanzen:

Schmitz

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Bock

Der Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft:
Probst

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:

Kreisky

Die Ratifikationsurkunden zu dem vorliegenden Abkommen sind am 31. Mai 1966 ausgetauscht
worden; das Abkommen ist somit gemäß seinem Artikel 17 Absatz 2 am 30. Juni 1966 in Kraft
getreten.

Klaus
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